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Es ist eine verheerende Nach-
richt für den Wirtschaftsstand-
ort Jura und das 1200 Einwohner
zählende Dorf Boncourt. Der
Zigarettenkonzern British Ame-
ricanTobacco (BAT) hat 226Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter
gestern darüber informiert, dass
er seinWerk in Boncourt 2023 in
Etappen schliessen wird. Sämt-
liche Mitarbeitenden verlieren
ihre Stellen.

Fürdie Gemeinde endet damit
eine 200-jährige Industriege-
schichte, die ihr erheblichen
Wohlstand gebracht hat. Die Zi-
garettenfabrik war 1814 von der
elsässischen Familie Burrus in
Boncourt gebaut und erst 1996 für
rund eine Milliarde Franken an
den Zigarettenmulti Rothmans
International verkauft worden.
1999 fusionierte Rothmans mit
demKonzernBAT.DerEntscheid,
dasWerk in Boncourt zu schlies-
sen, wurde am BAT-Hauptquar-
tier in London gefällt.

Suche nach Alternativen
Unterstützt von den Gewerk-
schaften Unia und Syna, tat die
Belegschaft in den letztenTagen
alles, umdemKonzernVorschlä-
ge vorzulegen,wieman allenfalls
einen Teil der Arbeitsstellen er-
halten könnte.Tag fürTag trafen
sich 36 Mitarbeitende zu Bera-
tungen. EineinhalbMonate dau-
erten die Konsultationen insge-
samt. 16 Verhandlungsrunden
zwischen Direktion und Perso-
nalvertreter gab es. Doch alle Be-
mühungen, die Direktion in Bon-
court, vor allem aber das Ma-
nagement in London von einem
Verbleib im Jura zu überzeugen,
scheiterten.

Nun werden sämtliche Anla-
gen ab- und an einem anderen
Standort wieder aufgebaut.
Angestellte betonten gestern, sie
fühlten sich von ihrem Arbeit-
geber verraten. Direktor Gilles
Surdez sagte gegenüber dem ju-
rassischen Radio RFJ, man habe
«alles versucht, umAlternativen
zu finden und die Schliessung zu
verhindern».

Auch Vertreter der Gewerk-
schaften zeigten sich enttäuscht
überdenEntscheid.Manhabeder
Geschäftsleitungmehrere gut do-
kumentierte und mit Zahlen be-

legte Rettungsszenarien präsen-
tiert. Die Arbeitnehmenden hät-
ten sichmit allerMacht gegendie
Schliessung gestemmt. An einer
Personalversammlung habe es
gestern jedenfalls in keinemMo-
ment Zweifel daran gegeben, sei-
ne Pflicht nicht erfüllt zu haben.

Ein Sozialplan soll bereits
vorliegen und von beiden Seiten
akzeptiert sein.Dieser sieht etwa
vor, jeneMitarbeitenden, die seit
mindestens zehn Jahren im Be-
trieb arbeiten,mit zehnMonats-
löhnen zu entschädigen.

Besorgte Regierung
Auch für die jurassische Regie-
rung ist derEntscheid eine herbe
Niederlage. Regierungsräte ver-
suchten den Konzernmit steuer-
lichenAnreizenundAusbildungs-
zuschüssen im Jura zu behalten.
Vergeblich. Gleich drei Regie-
rungsräte betonten gestern an ei-
ner Medienkonferenz, sie seien
überdie Schliessung äusserst be-
sorgt.VomEnde der Fabrik seien
auch Zulieferfirmen in der Regi-
on betroffen. Für die Gemeinde,
aber auch für den Kanton werde
die Schliessung finanziell weit-
reichende Folgen haben. Allein
wegenderPräsenzvonBATzahl-
te Boncourt je nach Steuerjahr
1,4 bis 4,2 Millionen Franken in
den kantonalen Finanzausgleich.
Das Geld floss in die Kassen
strukturärmerer Gemeinden.

Auch fürdie riesige Industrie-
brache, die BAT im Dorf hinter-
lassen wird, müssen Lösungen
gefundenwerden. Die Gemeinde
ihrerseits muss das Budget 2023
komplett überarbeiten. Mit der
Schliessung fehlen ihr 2 Millio-
nen Franken Steuereinnahmen
bei Ausgaben von 8 Millionen.

Nach der Konsultationsphase
werdendie kantonalenundkom-
munalen Behörden direkte Ge-
spräche führen,umzuversuchen,
die Folgen dieser Entscheidung
soweitwiemöglich abzumildern.
Dabei geht es insbesondere um
die Umsetzung des von der Per-
sonalversammlung angenomme-
nenSozialplans,dieWahrungder
regionalenWirtschaftsinteressen,
die steuerlichen Aspekte und die
Zukunft des Standorts.

Philippe Reichen

Massenentlassung bei
Tabakkonzern im Jura
Boncourt Der Tabakmulti British American
Tobacco entlässt 226 Mitarbeitende.

Nationalrat In der Schweiz soll
sich nach demAngriff Russlands
auf die Ukraine eine Taskforce
um die Umsetzung von Sanktio-
nen kümmern und Vermögens-
werte von gelisteten Personen
aufspüren. Der Nationalrat
nimmt einen erneuten Anlauf
für das Anliegen. Er hat gestern
eineMotion seinerWirtschafts-
kommission angenommen–mit
101 zu 84 Stimmen bei 7 Enthal-
tungen. Nun ist der Ständerat
am Zug. Stimmt auch er dem
Vorstoss zu, muss der Bundes-
rat «schnell» eineTaskforce ein-
setzen.Wenn dieseVermögens-
werte von gelisteten Personen
aufspürt werden, soll das Geld
bis zur Klärung gesperrt, aber
nicht eingezogen werden. Ein
im Sommer gescheiterter Vor-
stoss hatte einen solchen Ein-
zug gefordert. (sda)

Taskforce für
Aufspüren von
Vermögenswerten

Arbeit Der Nationalrat bestätigt
den Entscheid des Ständerats
und will, dass Bestimmungen
eines allgemeinverbindlich er-
klärten Gesamtarbeitsvertrags
(GAV) zu Mindestlohn, 13. Mo-
natslohn und Ferienanspruch
anderslautenden Bestimmungen
der Kantone vorgehen. Er hat
eine entsprechende Motion an-
genommen. Eine breite Allianz
aus 27 Wirtschafts- und Bran-
chenverbänden begrüsst den
Entscheid.

Die Motion von Erich Ettlin
(Mitte,OW) hat zumZiel, Bestim-
mungen der allgemeinverbind-
lich erklärten Gesamtarbeits-
verträge (GAV) anderslautenden
Bestimmungen der Kantone zu
Mindestlöhnen überzuordnen
und somit die Sozialpartner-
schaft vor «umstrittenen Eingrif-
fen» zu schützen. (sda)

GAV sollen
bei Löhnen
Vorrang haben

Charlotte Walser

Keine Schläge, keine Ohrfeigen,
keine seelischen Verletzungen:
Kinder sollen das Recht auf eine
gewaltfreie Erziehung erhalten.
Das Parlament hat den Bun-
desrat beauftragt, das Schwei-
zerische Zivilgesetzbuch (ZGB)
entsprechend zu ergänzen. Mit
27 zu 8 Stimmen und bei
3 Enthaltungen nahm der Stän-
derat gestern eine Motion der
Freiburger Mitte-Nationalrätin
Christine Bulliard-Marbach an.

Gewalterfahrungen in der
Kindheit belasteten Menschen
das ganze Leben lang, hatte Bul-
liard-Marbach im Nationalrat
gesagt. Im Durchschnitt sei in
der Schweiz in jeder Schulklasse
ein Kindvon körperlicherGewalt
betroffen. Im Ständerat stellte
Kommissionssprecherin Heidi
Z’graggen (Mitte) fest, mehr als
1500 Kinder müssten jährlich
wegen Gewalt im Spital behan-
delt werden. «Welch entsetzli-
ches Leid, das den Schwächsten
der Gesellschaft zugefügtwird.»
Es sei Pflicht des Staates, die
Kinder zu schützen.

Gegen eine neue Regelung
sprach sich der Thurgauer SVP-
Ständerat Jakob Stark aus. Er
befürchte, das führe zu weniger
Erziehung, sagte Stark. «Wir
sollten Gewaltanwendung nicht
pauschal verbieten.» Noch deut-
licherwarvor einigen Jahren der
damalige Schwyzer SVP-Stän-
derat Peter Föhn geworden. Er
sagte 2016 in einerDebatte, er sei
als Kind geschlagenworden, und
es habe ihm nicht geschadet:
«Ich bin dankbar, dass wir eine
starke Hand hatten.»

Die Mehrheit im Rat war sich
gestern einig, dass Kinder ohne
Gewalt aufwachsen sollten.Doch
was ändert sich mit einer neuen

Bestimmung überhaupt? Die
wichtigsten Fragen und Ant-
worten.

—Erleiden viele Kinder
zu Hause Gewalt?
RunddieHälfte allerKinder in der
Schweiz erlebt körperliche oder
psychische Gewalt. Zu diesem
Schluss kamen Forschende der
Universität Freiburg. Im Auftrag
vonKinderschutz Schweiz haben
sie bei über 1000 Eltern eine

Umfrage durchgeführt. Knapp
40 Prozent gaben an, ihr Kind
schon einmal körperlich bestraft
zu haben. Am häufigsten sind
Schläge auf den Hintern. Auch
psychische Gewalt ist verbreitet.

—Was heisst «psychische
Gewalt»?
Fast jeder sechste Elternteil übt
regelmässig psychische Gewalt
aus.Dazu gehören Liebesentzug,
Erniedrigung oder das Ein-
sperren des Kindes. Die Gewalt-
anwendung könne verheerende
Auswirkungen haben –von emo-
tionalen Beeinträchtigungen bis
zu psychischen Schädenwie De-
pressionen,warnt Kinderschutz
Schweiz.

—Dürfen Eltern heute Gewalt
anwenden?
Nein, das ist schon heute nicht
erlaubt. Mit der Revision des
Kindesrechts von 1978wurde das
Züchtigungsrecht abgeschafft.
Die Anwendung von physischer
oder psychischer Gewalt gegen-
über Kindern ist weder mit der
Bundesverfassung noch mit der
UNO-Kinderrechtskonvention
vereinbar, wie der Bundesrat in
einem Bericht schreibt. Das Be-
wusstsein dafür hat in den ver-
gangenen Jahren zugenommen.
Acht von zehn Personen sagen
heute, sie hätten ein schlechtes
Gewissen,wenn sie gegenüber ih-
ren Kindern Gewalt anwenden.
Das sinddoppelt sovielewie 2017.

—Was ändert sich mit
der neuen Regelung?
Neu wird die gewaltfreie Erzie-
hung ausdrücklich geboten sein.

—Wiewill der Bundesrat
den Auftrag genau umsetzen?
Der Bundesrat schlägt vor, ei-
nen Artikel im Zivilgesetzbuch
zu ergänzen. Heute steht dort:
«Die Eltern haben das Kind ih-
ren Verhältnissen entsprechend
zu erziehen und seine körper-
liche, geistige und sittliche Ent-
faltung zu fördern und zu schüt-
zen.» Ergänztwerden soll: «Ins-
besondere haben sie das Kind
ohne Anwendung von körperli-
chen Bestrafungen und anderen
Formen entwürdigender Gewalt
zu erziehen.»

—Hätten Kinder damit
das Recht auf gewaltfreie
Erziehung?
Mit der vorgeschlagenen Rege-
lung würde kein direkt durch-
setzbarer Rechtsanspruch des
Kindes geschaffen, schreibt der
Bundesrat. Eltern, die sich nicht

daranhielten, würden nicht
kriminalisiert.

—Was bringt die Änderung
dann überhaupt?
Die Befürworterinnen und Be-
fürworterversprechen sich davon
eine präventiveWirkung: ein stei-
gendes Bewusstsein dafür, dass
Gewalt in derErziehungnichts zu
suchen hat. Zum Beispiel könn-
ten Lehrerinnen und Lehrer
Eltern auf denArtikel hinweisen.
Untersuchungen aus dem Aus-
land legen nahe, dass Gesetzes-
bestimmungen und begleitende
Kampagnen zu einer positiven
Veränderung führen. Das räumt
auch der Bundesrat ein.

—Warumwar der Bundesrat
gegen den Auftrag?
Der Bundesrat stellte sich auf
den Standpunkt, das geltende
Recht genüge. Gewalt gegenüber
Kindern sei schon heute nicht
erlaubt. Das Ziel der gewaltfrei-
en Erziehung lasse sich besser
durch ein ausgebautes Kinder-
hilfesystemundAufklärungspro-
gramme als durch neue gesetz-
liche Bestimmungen erreichen.

—Wie sind die Regeln
in anderen Ländern?
In der Europäischen Union
verfügen laut dem Bundesrat
23 der 27 Staaten über eine
gesetzliche Regelung zu gewalt-
freier Erziehung. Eine zivilrecht-
liche Regelung haben etwa
Deutschland, Österreich, Frank-
reich und Dänemark.

—Wie geht es nunweiter?
Der Bundesrat wird dem Parla-
ment einenVorschlag für die Er-
gänzung des Zivilgesetzbuches
vorlegen.Überdie exakte Formu-
lierung kann also das Parlament
entscheiden.

Gewaltfreie Erziehung:
Was Elternwissenmüssen
Motion im Ständerat Väter undMütter müssen ihre Kinder ohne Gewaltanwendung
erziehen – das will das Parlament ins Gesetz schreiben. Was bedeutet das?

Knapp 40 Prozent
gaben an, ihr Kind
schon einmal
körperlich bestraft
zu haben.

Kinder dürfen nicht körperlich gezüchtigt werden: Die Ergänzung im Zivilgesetzbuch soll präventiv wirken. Foto: Plainpicture
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Der Nationalrat hat gestern die
Initiative derGewerkschaften für
eine 13. AHV-Rente mit 123 zu
67 Stimmen abgelehnt.Auf einen
Gegenvorschlag hat die grosse
Kammer verzichtet.

In der fast sechsstündigen
Debatte sprachen sich die Bür-
gerlichen geschlossen gegen die
Rentenforderung derLinken aus.
Die Erhöhung der Renten um
umgerechnet 8,3 Prozent würde
die finanzielle Situation derAHV
weiter verschlechtern, da dies
Mehrausgaben von jährlich rund
5Milliarden Frankenverursache.

Die Bürgerlichen anerkann-
ten zwar, dass die Altersarmut

auch heute noch ein Problem sei.
DochwemdieRenteneinnahmen
zum Leben nicht reichten, der
habeAnspruch auf Ergänzungs-
leistungen (EL). Diese seien ziel-
gerichtet, sicherten die Existenz,
wogegen die 13.AHV-Rente eine
Sozialleistung mit der Giess-
kanne sei.

Zudem müsse der Bundesrat
bereits 2026 eine weitere AHV-
Reformvorlegen, um die Renten
über 2030 hinaus zu sichern.
Eine gute Vorlage biete dazu die
Renteninitiative der Jungfreisin-
nigen, sagte Regine Sauter (FDP).
Diese Initiative verlangt Renten-
alter 66 und danach die Kopp-

lung des Rentenalters an die
Lebenserwartung.

Schwieriges «Bitti-Bätti»
SP und Grüne warfen den Bür-
gerlichen vor, den verfassungs-
mässigen Anspruch auf exis-
tenzsichernde AHV-Renten zu
missachten. Es sei unwürdig,
wenn Rentnerinnen und Rent-
ner nach ihrem Arbeitsleben
Ergänzungsleistungen beantra-
gen müssten. Viele Bedürftige
schämten sich, EL zu beanspru-
chen. «Dieses ‹Bitti-Bätti› ist
schwierig», sagte Sibel Arslan
(Grüne). Gewerkschaftspräsident
Pierre-YvesMaillard (SP) rief den

Nationalrat dazu auf, das Soli-
daritätsversprechen der AHV
zu deren 75. Geburtstag im Jahr
2023 zu erneuern.

Während sich für die Bürger-
lichen das Drei-Säulen-System
in der Altersvorsorge bewährt
hat, ist es für SP und Grüne
aus der Balance geraten. Denn
die Renten der Pensionskassen
seien seit Jahren im Sinkflug
und das private Alterssparen in
der 3. Säule könnten sich viele
gar nicht leisten.

Das Geschäft geht nun an
den Ständerat.

Markus Brotschi

Nationalrat will keine 13. AHV-Rente
Initiative Die Bürgerlichen setzen sich mit der Nein-Parole klar durch: Die grosse Kammer empfiehlt
das vom Gewerkschaftsbund eingereichte Volksbegehren zur Ablehnung. Rücktrittsforderungen Trotz einem

schlechten Ergebnis bei derWahl
zum Bundespräsidenten und
bürgerlicher Aufrufe zum Rück-
tritt will Alain Berset über das
Jahr 2023 hinaus in der Regie-
rung bleiben. Er habe wichtige
Projekte, die noch nicht abge-
schlossen seien, sagte er gestern
im «Blick». Er werde 2023 der
Amtsälteste und zugleich der
Jüngste sein und habe Lust,wei-
terzumachen. Man müsse aber
bescheiden bleiben. Das Leben
könne sich rasch ändern. Das
habe man jüngst bei Simonetta
Sommaruga gesehen. Gerüchte,
wonach er bei derVerteilung der
Departemente nicht ins Finanz-
oder Aussendepartement habe
wechseln dürfen, kommentierte
der SP-Bundesrat nicht. (sda)

Alain Berset will
Bundesrat bleiben

Während sich das
Drei-Säulen-System
für die Bürgerlichen
bewährt hat, ist
es für SP und Grüne
aus der Balance
geraten.

Philippe Reichen, Lausanne

Korruption,Menschenrechtsver-
letzungen, Diskriminierung von
Bevölkerungsgruppen, verstor-
bene und ausgebeutete Arbeiter
auf WM-Baustellen: Menschen-
rechtsorganisationen werden
nicht müde, den Staat Katar und
denWeltfussballverband Fifa für
die Zustände im Austragungs-
land der Fussball-WM zu kriti-
sieren. Seitens internationaler
Gewerkschaftsführer ist die Kri-
tik hingegen schon vor längerer
Zeit abgeflaut.

Die ehemalige Unia-Spitzen-
gewerkschafterin Rita Schiavi,
die laut eigenen Angaben seit
2017 siebenmal katarische Bau-
stellen und Arbeiterunterkünfte
inspiziert hatte, sagte imNovem-
ber zurRedaktion von CHMedia:
«Es hat sich in den letzten Jah-
renwirklich viel zum Guten ver-
ändert.» Zum Guten zählte die
67-Jährige: «Hitzepausen, die
Einführung einesMindestlohns,
dieAbschaffung des Kafala-Sys-
tems», jenes Systems, dasArbei-
ter zu modernen Leibeigenen
macht. Stattdessen übte Gewerk-
schafterin Schiavi Kritik an der
Kritik: «Ein Stück weit verstehe
ich die Katarer, die jetzt beleidigt
sind, dass man ihre Fortschritte
nicht anerkennt.» Die Debatte
über die Situation der Arbeiter
werde heute «sehr scheinheilig»
geführt.

Während also Gewerkschaf-
terinnen wie Rita Schiavi sich
heute nicht scheuen, Partei für
Katar zu ergreifen, sehen Men-
schenrechtsorganisationen nach
wie vor keinen Grund, von ihrer
kritischen Haltung zum WM-
Austragungsland und der Fifa
abzurücken.

Kein Geld soll geflossen sein
Doch nun stehen auch Arbeit-
nehmervertreter unterverschärf-
ter Beobachtung. Der Grund:
Letzte Woche hat die belgische
Justiz in Brüssel wegen Korrup-
tionsverdachts neben EU-Politi-
kern auch NGO-Aktivisten und
einen internationalen Spitzen-
gewerkschafterverhaften lassen.
Die Vorwürfe: Korruption, Geld-
wäsche und Bildung einer krimi-
nellenVereinigung.Die Justiz hat
inzwischen Hunderttausende
Euro konfisziert,mutmassliches
Schmiergeld.

Was sagt Rita Schiavi zum Vor-
wurf der Justiz in Belgien, die
Verhafteten hätten Koffer voller
Bargeld angenommen, um den
Golfstaat in gutem Licht darzu-
stellen? «Zu Katar nehme ich
nichtmehr Stellung, und zu dem,
was in Brüssel geschieht, kann
ich nichts sagen», teilt sie mit.
Gegenüber CHMedia betonte sie
jüngst, von Katar nie Zuwendun-
gen erhalten, sondern imGegen-
teil viel Geld für ihre Reisen aus-
gegeben zu haben.

Auf eine zweite Anfrage die-
ser Zeitung reagiert sie nicht
mehr. Sie betrifft Rita Schiavi
selbst: Offenbar hat sich die Ge-
werkschafterin an der WM als
Zuschauerin vergnügt. Dieser
Redaktion liegt ein Facebook-
Post samt Foto vor, den sie am
28. November um 11.14 Uhr ver-
öffentlichte und mit Freunden
teilte. Das Foto gibt den Blick frei
auf Zuschauer in einem Stadion.
«Ich habe eine gute Zeit in Doha
mitmeinen Freunden», heisst es

im Eintrag. Und in einem zwei-
ten Satz: «Heute konnte ich zwei
Nähmaschinen kaufen für die
Schneiderinnenkurse, die von
Gemeinschaften hier in Katar or-
ganisiert werden.»

Zu derZeit spielen gerade Ser-
bien undKamerun imAl-Janoub-
Stadion gegeneinander. Sollte
Schiavi imWM-Stadion gewesen
sein, worauf der Facebook-Ein-
trag hindeutet, ist das einiger-
massen erstaunlich. Auf die
Frage von CHMedia, «Haben Sie
eigentlich etwas am Hut mit
Fussball?», antwortete Schiavi
jüngst: «Nein, überhaupt nicht.
Ich habe noch nie ein Fussball-
spiel im Stadion angeschaut!»
Dennoch kündigte sie im Inter-
viewan, selbst an dieWMzu fah-
ren und sich ein Spiel anzu-
schauen, «auf eigene Kosten –
und daswird ganz schön teuer».

Fragen wie «Warum haben
Sie einen WM-Match besucht,
obwohl Ihnen der Fussball an-
geblich nichts bedeutet?» und

«Waren Sie als Gewerkschafts-
vertreterin in Doha und, falls ja,
mit welchem Auftrag?» bleiben
unbeantwortet. Aufgrund ihrer
bisherigen Angaben ist immer-
hin davon auszugehen, dass sie
alle Aufwände selbst getragen
hat, sodass ihr kein Fehlverhal-
ten vorgeworfen werden kann.

Top-Gewerkschafter in Haft
Gegen andere Gewerkschafter
wird zurzeit ermittelt. Bekannt
wurde die kürzliche Verhaftung
von Schiavis italienischem Ge-
werkschaftskollegen LucaVisen-
tini in Brüssel. Visentini ist im
November in Melbourne eben
erst zum Generalsekretär des
Internationalen Gewerkschafts-
bundes (IGB) gewählt worden,
demweltweit höchsten Gewerk-
schaftsgremium überhaupt, das
auch in Genf ein wichtiges Büro
betreibt.

Zudem war Visentini für den
Schweizer Gewerkschaftsbund
während Jahren ein wichtiger

Ansprechpartner rund um die
Verhandlungen um ein bilatera-
les Abkommen zwischen der
Schweiz und der EU. Visentinis
Gewerkschaft informierte nun in
einerMedienmitteilung über die
Verhaftung. Darin heisst es als
Erstes, die belgische Justiz habe
den Generalsekretär am Sonntag
nach Befragungen aus der Un-
tersuchungshaft entlassen.

Bei seinerBefragung sei es um
Korruptionsvorwürfe in Bezug

auf Mitglieder des EU-Parla-
ments und mit ihnen in Verbin-
dung stehende Personen gegan-
gen, so der IGB.Hingegen hätten
die Behörden zu keinem Zeit-
punkt angedeutet, dass sie gegen
den Internationalen Gewerk-
schaftsbund ermitteln oder
Visentini selbst unter Verdacht
steht, so die Gewerkschaft.

Aus der Medienmitteilung
geht allerdings auch hervor, dass
sich der IGB sehr wohl bewusst
ist, warum die Justiz eingegrif-
fen hat: «Die Arbeit des IGB in
Bezug auf Katar beruhte von
Anfang an ausschliesslich auf
einer objektiven Analyse und
Bewertung der Fakten, und jede
Andeutung, dass irgendeine
andere Stelle, sei es in Katar oder
anderswo, die Position des IGB
beeinflusst hat, ist völlig falsch.»
Jedoch anerkennt die Gewerk-
schaft, dass die Umsetzung und
dieDurchsetzung derReformdes
katarischen Arbeitsrechts «un-
zureichend» seien.

«Ich habe eine gute Zeit in Doha»
Gewerkschafterin in Katar Die Schweizerin Rita Schiavi lobt den autoritären Staat, fiebert an der Fussball-WM
im Stadionmit und postet Erstaunliches auf Facebook. Warum eigentlich?

Rita Schiavi im Al-Janub-Stadion in Al-Wakra: Sie hat nach eigenen Angaben «überhaupt nichts am Hut mit Fussball». Warum ist sie trotzdem an der WM in Katar? Foto: SRF

«Zu Katar nehme
ich nichtmehr
Stellung, und zu
dem,was in Brüssel
geschieht, kann ich
nichts sagen.»

Rita Schiavi,
Ehemalige Unia-Gewerkschafterin


